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Liebe Bürgerinnen, 
liebe Bürger! 
 

Der Arbeitskreis Steuerschätzung hat 

rund 70 Milliarden weniger 

Steuerzusatzeinnahmen für den 

Zeitraum 2019 bis 2023 prognostiziert als 

zuletzt im November vergangenen Jahres 

angenommen. Natürlich mahnen solche 

Prognosen einen Finanzpolitiker stets zur Wachsamkeit und Sparsamkeit. Trotzdem hatte  

Deutschland noch nie so hohe Steuereinnahmen wie heute, daran ändern auch  die 

korrigierten Schätzungen nichts. Eines muss in jedem Fall klar sein: vom Prinzip der 

schwarzen Null darf nicht abgewichen werden. Das haben die Finanzpolitiker der 

CDU/CSU-Bundestagsfraktion gegenüber Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) 

unmissverständlich klargestellt.  

 

Steuerschätzungen sind die Geschäftsgrundlage der Politik der Großen Koalition. Das heißt 

auch, dass wir alle Ausgaben auf den Prüfstand stellen und gegebenenfalls nachjustieren 

müssen. Es darf hierbei nicht um eine Vollbremsung gehen, sondern vielmehr um die 

Frage, welche Prioritäten wir setzen wollen. Soll der Sozialstaat ausgebaut werden, wie 

dies der Koalitionspartner zum Beispiel mit der Forderung nach einer Grundrente ohne 

Bedürftigkeitsprüfung tut, die uns rund 6 Milliarden Euro kosten würde? Oder wollen wir 

den Fokus auf Zukunftsinvestitionen in den Bereichen Bildung, Forschung, Innovation, 

Infrastruktur, Breitbandausbau, neues Mobilfunknetz oder künstliche Intelligenz legen? 

Ich sage ganz klar, wir müssen die Wachstumskräfte in unserem Land weiter voranbringen. 

 

Eine Diskussion um Steuererhöhungen, wie zum Beispiel bei der CO2-Steuerdiskussion, 

ist Gift für die Konjunktur und schadet der deutschen Wirtschaft. Wenn wir Wirtschaft 

und Mittelstand endlich spürbar entlasten und die internationale Wettbewerbsfähigkeit 

erhalten wollen, dann kommen wir um eine Diskussion um eine Modernisierung der 

Unternehmensteuerung  nicht herum. 

 

Wir setzen großes Vertrauen in die deutsche Wirtschaft und ihre Akteure. Die Politik muss 

hier ein verlässlicher Partner sein, statt Unternehmer unter einen Generalverdacht zu 

stellen.   
 

 

Herzliche Grüße 

Ihr Sebastian Brehm, MdB 
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Konjunktur 

Deutschland braucht einen Wachstums- und 

Modernisierungspakt 
 

Im Zuge der Steuerschätzung an diesem Donnerstag hat der Vorsitzende der CSU im 
Bundestag, Alexander Dobrindt, neue Wachstumsimpulse durch Steuersenkungen für 
Bürger und Unternehmen gefordert. 
 

 
 

 
Wachstum schwächt sich ab 

 

Wegen der sich eintrübenden Konjunktur steigen die Einnahmen des deutschen Staates 

nicht mehr so stark wie zuletzt. Bund, Länder und Kommunen müssen bis zum Jahr 2023 

mit 124,3 Milliarden Euro weniger auskommen als noch im Herbst erwartet. Denn die 

Haushaltspläne basieren auf den Steuerschätzungen. Im November hatten die 

Steuerschätzer für die Zeit bis 2022 noch ein Plus von 6,7 Milliarden Euro für Bund, 

Länder und Kommunen berechnet. Seitdem musste die Bundesregierung ihre 

Wachstumsprognose für das laufende Jahr mehrmals nach unten korrigieren. Inzwischen 

erwartet sie, dass das Bruttoinlandsprodukt nur noch um 0,5 Prozent wachsen wird. Ende 

2018 hatte die Regierung noch mit einem Plus von 1,8 Prozent gerechnet. 

 

 

 

© picture allance/Jan Woitas/dpa-Zentralbild 
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Das Wachstum ankurbeln 

 

Alexander Dobrindt sagte hierzu: "Aufgabe von Politik ist es nicht, bei nachlassendem 

Wirtschaftswachstum auf eine Krise zu warten, sondern die Krise abzuwenden.“ Das Land 

brauche nun ein Wachstums- und Modernisierungspaket, „damit wir die 

Rekordbeschäftigung halten und der Wirtschaft weitere Dynamik verleihen.“ „Dabei geht 

es um drei Säulen“, so Dobrindt. „Steuerentlastungen für Bürger und eine Steuerreform für 

Unternehmen, Erhöhung der Zukunftsinvestitionen und neue Rahmenbedingungen für 

Klimaschutzinnovationen“, so der Vorsitzende der CSU im Bundestag weiter.  
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FACHKRÄFTE   

Neuregelung der Erwerbsmigration  
 
Die Bundesregierung hat diese Woche im Bundestag den Entwurf eines 
Fachkräfteeinwanderungsgesetzes vorgelegt. Darin wird die Erwerbsmigration aus 
Drittstaaten vor dem Hintergrund des bereits bestehenden Fachkräftemangels neu 
geregelt. Bundesinnenminister Horst Seehofer wies darauf hin, dass das Gesetz klare 
Regelungen enthält, wer nach Deutschland kommen darf. 
 

 
 
 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz diskutiert 
Der Bundesminister des Innern, für Bau und Heimat, Horst Seehofer (CSU), hat am 
Donnerstag im Bundestag den Entwurf für ein Fachkräfteeinwanderungsgesetz vorgelegt. 
Damit gebe die Bundesregierung ein klares Bekenntnis zur Fachkräfteeinwanderung aus 
Drittstaaten ab, also aus Staaten außerhalb der Europäischen Union, so Seehofer. Mit dem 
Gesetz würden die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass diejenigen Fachkräfte, die 
unsere Wirtschaft dringend brauche, gesteuert und geordnet nach Deutschland kommen 
können.  
 
"In der Gesundheitsbranche, in der Pflege, im Handwerk, auf dem Bau und in vielen 
technologischen Berufen suchen die Betriebe händeringend nach Fachkräften. Die 
demografische Entwicklung wird dieses Problem des Fachkräftemangels noch verstärken", 
begründete der Innenminister den Gesetzentwurf. Er wies aber zugleich daraufhin, dass 
zuerst das inländische und europäische Arbeitskräftepotenzial genutzt werde. Allerdings 
werde dies absehbar nicht ausreichen, um den Fachkräftebedarf in Deutschland zu sichern.  
Hochschulabsolventen und Fachkräfte mit Berufsausbildung werden gebraucht 

© picture alliance/Bernd von Juttczenka/dpa 
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"Der Gesetzentwurf enthält klare Kriterien dafür, wer unter welchen Voraussetzungen zum 
Arbeiten nach Deutschland kommen darf. Damit bekommen die Unternehmen 
Rechtssicherheit, und die Fachkräfte, die zum Arbeiten nach Deutschland kommen 
wollen, bekommen eine Perspektive", erklärte Seehofer. Gebraucht würden Fachkräfte. Das 
seien einerseits Hochschulabsolventen und andererseits Fachkräfte mit einer qualifizierten 
Berufsausbildung. Durch die Regelung im Aufenthalts- und Erwerbsrechts könnten diese 
beiden Gruppen nun dieselbe Behandlung und die gleiche Wertschätzung erfahren, so der 
Innenminister. 
 
"Wir stellen ab auf die Qualifikation der Bewerber und Interessenten. Diese Qualifikation 
wird aus dem Ausland durch deutsche Stellen geprüft. Nur wer eine anerkannte 
Qualifikation hat oder wer so weit qualifiziert ist, dass er mit Anpassungslehrgängen die 
volle Anerkennung erreichen kann, darf zur Erwerbstätigkeit einwandern", betonte der 
Innenminister.   
 
Der Innenminister griff auch die aktuelle Diskussion auf: "Wir haben seit Jahren eine 
Regelung für Hochschulabsolventen, die sich sehr bewährt hat, nämlich dass 
Hochschulabsolventen zu uns kommen können, um einen Arbeitsplatz zu suchen. Genau 
diese seit Jahren mit null Problemen versehenen Regeln erweitern wir jetzt auf die 
Ausbildungsplatz- und Arbeitsplatzsuche im dualen System", so Seehofer. Das sei an 
Bedingungen geknüpft, nämlich gute deutsche Sprachkenntnisse und entsprechende 
Schulabschlüsse.  
 
Gesetz kann auf kurzfristige Veränderungen am Markt reagieren 
In dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz sei aber auch berücksichtigt, dass sich die 
Konjunktur, die Arbeitsplatzsituation in Regionen oder im ganzen Land verändern 
könnten. Deshalb sei über eine Verordnungsermächtigung im Gesetz sichergestellt, dass 
bei einer Veränderung der Arbeitsmarktsituation in einer Region wieder eine 
Vorrangprüfung durchgeführt werden kann. Das heißt, die Menschen, die bereits hier 
leben, hätten dann einen Vorrang bei der Arbeitsplatzvermittlung, so Seehofer.  
"Wir sehen eine weitere Verordnungsermächtigung vor, und zwar eine 
Zuwanderungssperre für Menschen aus bestimmen Staaten für den Fall, dass sich 
herausstellen sollte, dass aus bestimmten Staaten heraus missbräuchliche Entwicklungen 
zu verzeichnen sind", erläuterte der Innenminister.   
Es werde an der klaren und auch nachvollziehbaren strikten Trennung von Asyl und 
Erwerbsmigration festgehalten. Das sei ein wesentlicher Teil 
Fachkräfteeinwanderungsgesetzes. Es gehe um die Erwerbsmigration und nicht um eine 
Spielart des Asylverfahrens, betonte Seehofer. 
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BUNDESWEHREINSÄTZE 

Bundestag verlängert Bundeswehrmandate  
 
Der Bundestag hat die Mandate für drei Afrika-Einsätze der Bundeswehr verlängert. Die 
Abgeordneten stimmten am Donnerstag jeweils mit großer Mehrheit für die weitere 
Beteiligung an zwei Missionen im westafrikanischen Krisenstaat Mali sowie am Anti-
Piraterie-Einsatz am Horn von Afrika. 
 

 
 

 
 
Bundeswehreinsätze in Mali und am Horn von Afrika 
 
Mali ist für die Stabilität der Sahelzone von besonderer Bedeutung. Der UN-Einsatz 
MINUSMA soll den Friedensprozess in Mali unterstützen, nachdem der Norden des 
Landes im Jahr 2012 vorübergehend in die Hände islamistischer und anderer 
Rebellengruppen geraten war. Die Sicherheitslage in der Region hat sich zuletzt jedoch 
verschlechtert. In der Sahelzone sind Gruppen islamistischer Terroristen aktiv, während 
sich in Zentralmali gewaltsame ethnische Konflikte zuspitzen. Zwar gilt der Einsatz in 
Mali als gefährlich, dennoch ist eine deutsche Präsenz im Land essentiell. Dies unterstrich 
auch Volker Ullrich (CSU) in seiner Rede im Bundestag: "Wer von Verantwortung in der 
westafrikanischen Zone spricht, wer über Verantwortung im Sahelbereich spricht, der 
kann diese Mission nicht ablehnen." Bei der MINUSMA-Mission werden derzeit rund 900 
deutsche Soldaten eingesetzt. Mit der Verlängerung des Mandats um ein weiteres Jahr 
bleibt die Obergrenze unverändert bei 1100 Einsatzkräften. 
 
 

© picture alliance/Michael Kappeler/dpa 
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Dazu kommen etwa 200 Bundeswehr-Soldaten, die sich an der EU-Mission zur Ausbildung 
malischer Sicherheitskräfte (EUTM) beteiligen. Das Mandat umfasst die Unterstützung und 
Beratung der malischen Armee im Rahmen ihrer Strukturreform. So sollen die malischen 
Sicherheitskräfte befähigt werden, die Souveränität, Sicherheit und Stabilität Malis 
eigenständig zu gewährleisten. Für CSU-Außenpolitiker Thomas Erndl zeige die EU mit 
ihrem Engagement außenpolitische Handlungsfähigkeit und unterstütze das Land 
langfristig eigenständig seine Sicherheit gewährleisten zu können. Auch hier wurde das 
Mandat vom Bundestag um ein Jahr verlängert. 
 
Zudem bleibt die Bundeswehr auch an der Atalanta-Mission am Horn von Afrika beteiligt. 
Die personelle Obergrenze sinkt mit der vom Parlament beschlossenen 
Mandatsverlängerung allerdings von 600 auf 400 Soldaten. Geschützt werden Schiffe des 
UN-Welternährungsprogramms und der Somalia-Mission der Afrikanischen Union, aber 
auch Handelsschiffe aus aller Welt. 
 
 
 
 
 
 

Sebastian Brehm, MdB | Dipl.-Kfm., Steuerberater 
Platz der Republik 1 • 11011 Berlin  

  030-227-74074 • Fax 030-227-70072   
  sebastian.brehm@bundestag.de 

 www.sebastianbrehm.de  
 

   
 

Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung           
verwendet werden. Alle Fotorechte Sebastian Brehm, MdB, falls nicht anders angegeben.  

 

mailto:sebastian.brehm@bundestag.de
http://www.sebastianbrehm.de/
https://www.facebook.com/sebastianbrehm.de/
https://twitter.com/brehm_innbgnord
https://www.youtube.com/channel/UCaiXiBOLOCRxFcoUW6jRYtg

